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Straßen- und Wegegesetz des Landes Schleswig-Holstein 

(StrWG) 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. November 2003 

§ 45 

Straßenreinigung 

(1) Alle innerhalb von Ortsdurchfahrten gelegenen Landes- und Kreisstraßen sind zu reinigen.  

Entsprechendes gilt für Gemeindestraßen und die sonstigen öffentlichen Straßen innerhalb der  

geschlossenen Ortslage sowie für die nach Absatz 3 besonders bestimmten Straßen. Art und  

Umfang der Reinigung richten sich nach den örtlichen Erfordernissen der öffentlichen  

Sicherheit. 

(2) Zur Reinigung gehören auch die Schneeräumung auf den Fahrbahnen und Gehwegen,  

Radwegen und gemeinsamen (kombinierten) Geh- und Radwegen sowie bei Glatteis das  

Bestreuen der Gehwege, Radwege, gemeinsamen (kombinierten) Geh- und Radwege,  

Fußgängerüberwege und der besonders gefährlichen Fahrbahnstellen, bei denen die Gefahr  

auch bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt nicht oder nicht rechtzeitig  

erkennbar ist. 

(3) Reinigungspflichtig sind die Gemeinden. Sie sind berechtigt, durch Satzung 

1. einzelne außerhalb der geschlossenen Ortslage gelegene Straßen oder Straßenteile in die  

Reinigungspflicht einzubeziehen, soweit die anliegenden Grundstücke in geschlossener  

oder offener Bauweise zusammenhängend bebaut sind; einzelne unbebaute Grundstücke  

unterbrechen den Zusammenhang nicht, 

2. die Reinigungspflicht ganz oder teilweise den Eigentümerinnen und Eigentümern der  

anliegenden Grundstücke oder den zur Nutzung dinglich Berechtigten aufzuerlegen, 

3. die Eigentümerinnen und Eigentümer oder die zur Nutzung dinglich Berechtigten der  

anliegenden Grundstücke sowie der durch die Straße erschlossenen Grundstücke zu den  

entstehenden Kosten heranzuziehen; die Herangezogenen gelten als Benutzerinnen und  

Benutzer einer Einrichtung im Sinne des § 6 des Kommunalabgabengesetzes des Landes  

Schleswig-Holstein , 

4. vorzusehen, dass auf Antrag der oder des Verpflichteten eine Dritte oder ein Dritter durch  

schriftliche Erklärung gegenüber der Gemeinde mit deren Zustimmung die 

Reinigungspflicht anstelle der Eigentümerin oder des Eigentümers oder der oder des zur  

Nutzung dinglich Berechtigten übernimmt, 

5. Art und Umfang der Reinigungspflicht zu bestimmen. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 finden auf Bundesfernstraßen innerhalb der nach § 5 Abs. 4 des  

Bundesfernstraßengesetzes festgelegten Ortsdurchfahrt entsprechende Anwendung. 
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